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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeodneten Rollmann, Burger und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/329 - 

betr. Vermehrung und Verbesserung der Erziehungsberatungsstellen 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 2. April 1973 die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Inwieweit ist die Bundesregierung dem Ersuchen des Bundes- 
tages nachgekommen, „mit den zuständigen Länderministerien 
die Ausfüllung des § 5 Abs. 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
zu erörtern, um dabei auf die Schaffung weiterer Erziehungs- 
beratungsstellen und auf verbindliche Länderrichtlinien zu drin- 
gen, die eine optimale Wirksamkeit dieser Einrichtungen 
sichern“? 


Die Bundesregierung ist dem Auftrag des Deutschen Bundes- 
tages, in Verhandlungen mit den obersten Jugendbehörden der 
Länder nach Wegen für eine Verbesserung der Erziehungs- 
beratung zu suchen, unverzüglich nachgekommen. Auf ihre An- 
regung wurde der Fragenkomplex zunächst am 9./10. September 
1971 in der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesjugend- 
behörden und bald darauf in der Jugendministerkonferenz am 
22. November 1971 sehr eingehend erörtert. Auf dieser Konfe- 
renz beschlossen die Jugendminister des Bundes und der Länder 
u. a. die Einsetzung einer Sachverständigenkommission, die ge- 
meinsame Länderrichtlinien für die Förderung und den Ausbau 
der Erziehungsberatung ausarbeiten sollte. Der inzwischen un- 
ter der Federführung der obersten Landesjugendbehörde von 
Nordrhein-Westfalen erarbeitete Richtlinienentwurf, der u. a. 
eine bessere personelle und materielle Ausstattung der Bera- 
tungsstellen, eine ausgewogene Verteilung der Einrichtungen 
auf Stadt und Land sowie eine engere Zusammenarbeit der Er- 
ziehungsberatung mit anderen Beratungsinstitutionen vorsieht, 
ist auf der ordentlichen Plenarsitzung der Arbeitsgemeinschaft 
der obersten Landesjugendbehörde am 29. /30. März 1973 in Ber- 
lin verabschiedet worden. 

Das von den Jugendministern eingesetzte Sachverständigen- 
gremium hat nunmehr den Auftrag erhalten, unverzüglich ein 
Berufsbild für Erziehungsberater und Grundsätze für die Aus- 
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und Fortbildung von Mitarbeitern im Bereich der Erziehungsbe- 
ratung zu erarbeiten. Auch die insoweit zu erwartenden Vor- 
schläge sollen alsbald im Plenum der Arbeitsgemeinschaft der 
obersten Landesjugendbehörden behandelt und verabschiedet 
werden. 

Auf Anregung der Bundesregierung werden sich die Jugend- 
minister von Bund und Ländern bei ihrer für Juni 1973 vorge- 
sehenen nächsten Zusammenkunft erneut eingehend mit dem 
Thema der Erziehungsberatung beschäftigen. Dabei wird insbe- 
sondere die Frage der finanziellen Förderung der Erziehungs- 
beratungsstellen durch die öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
sowie der qualitative und quantitative Ausbau der Erziehungs- 
beratung im Vordergrund stehen. 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage der Abgeordneten 
Rollmann, Dr. Götz, Frau Stommel, Burger, Frau Dr. Henze, 
Dr. Fuchs, Frau Schroeder (Detmold) und Genossen zur Situa- 
tion der Jugendhilfe - Drucksache VI/3175 - hat die Bundesre- 
gierung bereits ausführlich ihre Vorstellungen über Aufgabe, 
Funktion, Ausstattung, Ausbau und rechtliche Absicherung der 
Erziehungsberatung dargelegt. Dabei wurde u. a. auf die Not- 
wendigkeit hingewiesen, die institutionelle Erziehungsberatung 
stärker und konkreter im Jugendhilferecht zu verankern. In 
dem in Kürze zur Veröffentlichung kommenden Diskussionsent- 
wurf eines neuen Jugendhilfegesetzes, der von einer Sachver- 
ständigen-Kommission erarbeitet wurde, ist ein subjektiv- 
öffentlicher Rechtsanspruch der jungen Menschen, der Eltern 
und sonstigen Erziehungsberechtigten auf Beratung und Unter- 
stützung in Fragen der Erziehung vorgesehen. Dieser grundle- 
gende Anspruch wird durch eine Gewährleistungsverpflichtung 
abgestützt, nach der die öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
gehalten sind, in engem Zusammenwirken mit den freien Trä- 
gern der Jugendhilfe die für eine wirksame Erziehungsberatung 
notwendigen Einrichtungen zu planen, zu fördern und zu er- 
richten. 


2. Inwieweit ist die Bundesregierung dem Ersuchen des Deutschen 
Bundestages nachgekommen, „die zentrale Weiterbildung der 
Mitarbeiter von Erziehungsberatungsstellen stärker zu fördern''? 


Die Bundesregierung ist sich der Notwendigkeit einer ständi- 
gen Weiterbildung der Mitarbeiter in der Erziehungsberatung 
bewußt. 

Sie fördert daher seit 1969 in ständig steigendem Umfang ge- 
zielte qualifizierte Fortbildungsveranstaltungen der Bundes- 
konferenz für Erziehungsberatung. Für das Haushaltsjahr 1973 
ist eine weitere Anhebung der entsprechenden Zuwendungs- 
mittel vorgesehen. 

Dank dieser Förderung konnte die Bundeskonferenz für Erzie- 
hungsberatung inzwischen ihr Weiterbildungsangebot quanti- 
tativ ausweiten und inhaltlich verbessern. 
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Darüber hinaus prüft das Bundesministerium für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit gegenwärtig im Benehmen mit den ober- 
sten Jugendbehörden der Länder und der Bundeskonferenz für 
Erziehungsberatung die Frage der Errichtung eines zentralen 
Fortbildungsinstituts für Mitarbeiter im Bereich der Erziehungs- 
beratung. Dabei wird insbesondere die Frage untersucht, ob ein 
entsprechendes Projekt im Zonenrandgebiet errichtet werden 
kann und welche Möglichkeiten zur anteiligen öffentlichen 
Finanzierung der Bau- und Baufolgekosten bestehen. 

Die Bundeskonferenz für Erziehungsberatung erarbeitet zur 
Zeit detaillierte und durchgerechnete Alternativvorschläge für 
den Bau und die Unterhaltung einer solchen zentralen Fortbil- 
dungsstätte, die nach Fertigstellung den Ländern und dem Bund 
mit dem Antrag auf Förderung vorgelegt werden. 
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